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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1966 

II 4 — 52105 — 5945/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 13. Juli 1966 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Argentinischen Re- 
publik zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens in deutscher und spanischer Sprache 
sowie einer Denkschrift zu dem Abkommen liegen diesem 
Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck: Bundesdruckeiei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 13. Juli 1966 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Argentinischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Der Bundestag hat mit Zustimmang des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 l 

Dem in Butmos Aires am 13. Juli 1966 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Argentinischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge- 
biete der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen sowie dem Notenwechsel vom 13. Juli 1966 
wird zugestimmt. Das Abkommen und der Noten- 
wechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

.Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anw^endung dieses Gesetzes 
leststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen sowie der 
Notenwechsel nach Artikel 27 Abs. 2 des Abkom- 
mens in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntziigeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen und der Notenwechsel bedürfen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung des Bundestages, weil sich das Abkom- 
men auf Steuern vom Einkommen und vom Vermö- 
gen sowie auf die Gewerbesteuer und damit auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf- 
kommen aus den vom Abkommen betroffenen 
Steuern gc^mäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teile den Ländern und den Gemründen 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen und der Notenwechsel sollen auch 
im Land Berlin Anwendung finden; das Gese+z ent- 
halt daher die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht den Erfordernissen des Arti- 
kels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen und der Notenwechsel nach Artikel 27 
Abs. 2 des Abkommens in Kraft treten, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Durch das Abkommen werden sich die Steuerein- 
nahmen des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
gegenüber dem gegenwärtigen Rechtszustand min- 
dern, Dem stehen jedoch Mehreinnahmen gegen- 
über, weil in gewissen Fällen die bisher einge- 
räumten Ermäßigungen der deutschen Steuern nicht 
mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe zu 
gewähren sind. Das sich daraus ergebende Mehr- 
oder Minderaufkommen wird in jedem Fall für den 
öffentlichen Gesamthaushalt unbedeutend sein. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Argentinischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Acuerdo 

entre la Repüblica Federal de Alemania y la Repüblica Argentina 
para evitar la doble imposiciön 
con respecto a los impuestos a los reditos y al Capital 


DIE BUNDESREPUBLIK ÜEUTSCMLAND 
und 

DIE ARGENTJNISCHE REPUBLIK, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein Abkommen zur 
X'ermoidimg der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu schlie- 
ßen, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver- 
tragstciut oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 

A r t i k (H 2 

(1) Die Steuern, für die dieses Abkommen gilt, sind 

1. in der Bundesrepublik Deutschland: 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer, 

( ) die Vermögenstcuer, 

(!) die Gewerbes tt'uer, 

(im folgenden als „deutsche Steuer" l)(vc'ichnel ) ; 

2. in der Argentinischen Rt'publik: 

ci) die Einkommensteuer (impuesto a los reditos), 
b) die Vermögenszuwachssteuer (impuesto a las ga- 
nancias eventuales), 

() die Notsteuer (impuesto de emergencia), 

(im folgenden als „argentinische Steuer" bezeichnet). 

(2) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be- 
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Gewinns gelten ent- 
sprechend für die nicht nach dem Einkommen oder dem 
Vermögen berechnete deutsche Gewerbesteuer. 


Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen- 
hang nichts anderes erfordert: 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik" die Bundes- 
republik Deutschland, und, im geographischen Sinne 
verwendet, den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland; 


LA REPÜBLICA FEDERAL DE ALEMANIA 
V 

LA REPÜBLICA ARGENTINA 

DESEANDO concluir un Acuerdo para evitar la doble 
imposiciön con respecto a los impneslos a los reditos 
al Capital, 


HAN ACORDADO LO SIGUIENTE: 

A r t i c u l o 1 

Este Acuerdo se aplicara a las personas c^ue son resi- 
dentes de uno o de anibos Estados Contratantes. 

A r 1 1 ( u I o 2 

(1) Los impuestos a los quo se aplica esle Acuerdo son; 

1. En el caso de la Repüblica Federal de Alemania: 
d) el Einkommensteuer (impuesto a los reditos) 

b) el Körperschaftsteuer (impuesto a las entidades) 

c) el Vermögens teuer (impuesto al Capital) 

d) el Gewerbesteuer (impiu'sto a los oficios o indiis- 
Irial) 

(llamados a continuacion "impuesto alenian' ); 

2, En el caso de la Repüblica Argentina: 

a) el impuesto a los reditos (Einkommensteuer) 

b) el impuesto a las ganancias eventuales (\'er- 
mögenszuwachssteiier) 

c) el impuesto de emergencia (Notsleuer) 

(llamados a continuacion "impuesto argentino"). 

(2) El Acuerdo scrä igualmente aplicable a cualquier 
impuestos idenlicos o sustancialinente similares que sean 
subsecuentemente impuestos en adieiön a o en lugar de 
los impuestos existentes. 

(3) Las disposiciones de este Acuerdo con respecto a 
la tasaeiön de reditos o beneficios serän igualmente apli- 
cables para el impuesto industrial alemän (Gewerbe- 
steuer) computado sobre otra que la base del redito o 
Capital. 

A r t i c: u 1 o 3 

(1) En este Acuerdo, a menos que el texto lo requiera 
en otra forma: 

a) el termino "Repüblica Federal" significa la Repüblica 
Federal de Alemania, y cuando fuera usado en el sen- 
tido geogräfico, el territorio en que estä en vigor la 
Ley Fundamental para la Repüblica Federal de Ale- 
mania; 
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b) bedeutet der Ausdruck „Argentinien" die Argentini- 
sche Republik; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat" und „der 
andere Vertragstaat", je nach dem Zusammenhang, die 
Bundesrepublik oder Argentinien; 

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen 
und Gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrag- 
staates" und „Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer 
tn einem \Artragstaat ansässigen Person betrieben 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem 
anderen X'ertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird; 

c|) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf sei- 
ten der Bundesrepublik den Bundesminister der Finan- 
zen und auf seiten Argentiniens den Secretario de 
Estado de Hacienda. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen 
X'ertragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder in diesem Abkommen nicht anders defi- 
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
dieses Staates id)er die Steuern zukommt, für die dieses 
Abkoinnum gdt. 

Artikel 4 

(1) Im Sinne dio.^es Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem X'ertrdgstaat ansässige Person" eine Per- 
son, die ihren Wohnsitz, ihren ständigen Aufenthalt, ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt, den Ort ihrer Gesdiäftsleitung 
oder ihren Sitz in diesem Staate hat. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
XVrtragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 


a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat an- 
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen). 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat 
die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, 
oder verfügt sie in keinem der Vertragstaaten über 
eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Ver- 
tragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in bei- 
den Vertragstaaten oder in keinem der Vertragstaa- 
ten, so regeln die zuständigen Behörden der Vertrag- 
staaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden Ver- 
tragstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Vertragstaat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung befindet. 


-Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in der 
die Tätigkeit des L'nternehmens ganz oder teilweise aus- 
geübt wird. 

(2) Der .Aimdrmk „Betriebstätte" umfaßt insbesondere: 

d) ('inen Ort der Leitung, 


b) el termino "Argentina" significa la Repüblica .Argen- 
tina; 

c) ei termino "un Estado Contratante " y "el otro Estado 
Contratante" significan la Repüblica Federal o Argen- 
tina, segün lo requiera el texto; 

d) el termino "persona" comprende un individuo o uiia 
compania; 

e) el termino "compania" significa cualquier cuerpo cor- 
porado o cualquier entidad que fuera tratada como 
cuerpo corporado para los fines impositivos; 

f) los terminos "empresa de un Estado Contratante" y 
"empresa del otro Estado Contratante ' significan res- 
pectivamente una empresa ilevada a cabo por un re- 
sidente de un Estado Contratante y una empresa Ile- 
vada a cabo por un re.sid('nte dcl otro E.stado Contra- 
tante; 

g) ei termino "autoridad comj)etente" significa en el 
caso de la Repüblica Federal, el Ministro Federal de 
Finanzas y en el caso de la Argentina, la Secretaria 
de Estado de Flacienda. 

(2) Con refcrencia a la aplicaciön de este Acuerdo por 
un Estado Contratante, cualquier termino no definido en 
otro sentido en este Acuerdo tendrä el significado que lo 
tiene bajo las leyes de ac|U(3i Estado Contratante relacio- 
nados con los impuestos a que este Acuerdo se refiere. 

A r t i c u 1 o 4 

(1) Para los fines de este Acuerdo, el termino "lesi- 
dente de un Estado Contratante" significa cualquier per- 
sona que tenga su domicilio, residencia, estadia habitual, 
lugar de direceiön de su negocio o su asiento en aquc:l 
Estado. 

(2) Cuando, de acuerdo a las previsiones del parrafo 1 
un individuo es residente de anibos Estados Contratantes, 
el caso serä determinado de conformidad con las siguien- 
tes reglas: 

a) Un individuo serä considerado residente del Estado 
Contratante en el cual tenga una vivienda perma- 
nente. Si tiene una vivienda permanente en ambos 
Estados Contratantes, serä considerado como resi- 
dente del Estado Contratante con el cual sus relacio- 
nes personales y econömicas sean mäs importantes 
(centro de interescs vitales); 

b) Si el Estado Contratante en el cual el tiene su centro 
de intereses vitales no puede ser determinado, o si 
no dispone de una vivienda permanente en ninguno 
de los Estados Contratantes, serä considerado como 
residente del Estado Contratante en el que tiene su 
estadia habitual. 

c) Si tiene una estadia habitual cn ambos Estados Con- 
tratantes o en ninguno de ellos, las autoridades com- 
petentes de los Estados Contratantes arreglarän la 
cuestiön por acuerdo mutuo. 

(3) Cuando de acuerdo a las disposiciones del pärra- 
fo 1, una compania es un residente de ambos Estados 
Contratantes, serä considerada como un residente del 
Estado Contratante en el cual estä situada la direceiön 
cfectiva de su negocio. 

A r t i c u 1 o 5 

(1) Para los fines de este Convenio, el termino "esta- 
blecimiento permanente" significa un lugar fijo de nego- 
cio en el cual la actividad de la empresa es Ilevada a 
cabo total o parcialmente. 

(2) El termino "establccimiento permane'iite" incluiiä 
especialmente: 

a) un lugar de direceiön; 
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b) eine Zweignicderldssung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstältc, 

e) eine Werkstatfe, 

{) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 
g) eine Bauausführung oder Montage', deren Dfau'i sechs 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht; 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus- 
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus- 
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darsteiien. 

(4) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird so be- 
handelt, als habe es eine Betriebstäite in dem anderen 
Uertragstaat, wenn es in dem letztgenannten Staat nicht 
nur gelegentlich Verträge durch eine oder mehrere Per- 
sonen — mit Ausnahme von unabhängigen Vertretern im 
Sinne des Absatzes 5 -- schließt, die bevollmächtigt 
sind, solche Verträge im Namen des Unternehmens zu 
schließen, es sei denn, daß diese Verträge den Einkauf 
von Gütern und Waren für das Unternehmen zum Gegen- 
stand haben. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Vertragstaat, v/eil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Per- 
sonen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht ward, die in dem anderen 
Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine 
Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit aus- 
übt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Be- 
triebstätte der anderen. 

(7) Ungeachtet des Absatzes 3 Buchstabe d und des Ab- 
satzes 4 wird ein Unternehmen eines Vertragstaates so 
behandelt, als habe es eine Betriebstätte in dem anderen 
Vertragstaat, w-enn das Unternehmen in dem anderen 
Staat eine feste Geschäftseinrichtung oder einen Vertre- 
ter im Sinne des Absatzes 4 für den Einkauf von Erzeug- 
nissen der Lanchvirtschaft oder Viehzucht hat. 


Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbewmgiiehem Vermögen können in 
dem Vertragstaat besteuert w^erden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 


b) una sucursal; 

c) und oficina,’ 

d) una fabrica; 

e) un talier; 

f) una mina, cantt'ta u otro lugai de extracci6t\ de re- 
cursos naturales; 

g) un terreno paia construir o construccion o proyecto de 
montaje que exista por mäs de seis meses. 

(3) El termino "estabiecimiento permanente" no serä 
considerado como inciuyendo: 

d) el uso de facilidades solamente paia fines de almace- 
namiento, de exhibicion o de entrega de articulos o 
mercaderias pentenecientes a la empresa; 
b) el mantenimiento de un depösit-o (stock) de articulos 
o mercaderias pertenecientes a ia empresa solamente 
a los fines de almacenamiento, exhibicion o entrega; 

() el mantenimiento de un depösito (stock) de articulos 
ü mercaderias pertenecientes a ia empresa solamente 
a los fines de un procesamientu por otra empresa; 

d) el mantenimiento i\v un lugar fijo de negocio sola- 
mente a los fines de la ackiuisiciön de articulos o 
mercaderias o para reunir intormacion para ia em- 
presa; 

e) el mantenimiento de un lugar fijo de negocio sola- 
mente a fin de hacer Propaganda, sumi nistrar infor 
maciones, o ilevar a cabo investigaciones cientifica> 
o de actividades similares que tengan un catärler pre- 
paratorio o duxiliar, para la empresa 

(4) Una empresa de un Estado Contrataute serä consi- 
derada como teniendo un estabiecimiento permanente en 
el otro Estado Contratante si concluvo, no solo ocasio- 
nalmente, conlratos en el Estado ültimamente mencionado 
a traves de una o mäs personas - -ron excepeiön de lo'- 
agenles independientes al que se retiere el pärrafo 5 - 
autorizadas para concluir taies contra tos en nombre de 
ia empresa, a menos que ef objeto de taies contra tos sca 
ia adquisicion de articulos o mercaderias para la em- 
presa. 

(5) Una empiesd de un Estado Conliatante no serä 
considerada como teniendo un estabiecimiento perma- 
nente en el otro Estado Contratante solo poique lleva a 
cabo negocios en aquei otro Estado a traves de un co- 
iredor, un agenle de comisiön general o cuaiquier otro 
agente con un estatuto independiente, siempre que taies 
personas actüen en el ciirso ordii'mrio de sus negocios, 

(6) El hecho de que una compania residente de un Es- 
tado Contratantc controie o sea cuntrolada por una com- 
pania que es residente del otro Estado Contratante, o que 
lleve a cabo negocios en aquei otro Estado Contratante 
(sea a traves de un esiabieciiräento permanente o de 
otra manera), de por si no constitiiiiä a ningima de las 
companias como un estabiecimiento permanente de la 
otra. 

(7) No obstante las disposiciones del sub pärrafo 3-d 
y del pärrafo 4, una empresa de un Estado Contratante 
serä considerada como teniendo un estabiecimiento per- 
manente en el otro Estado Contratante si la empresa 
tiene en aquei otro Estado un lugar fijo de negocio o un 
agente en el sentido del parrafo 4 para la adguisieiön de 
piodurtos de la agricultura o ganadoria. 


A r t i c u l o 6 

(1) Los ingresos derivados de bienes imuebles pueden 
ser gravados en ei Estado Contratante en que tal propie- 
dad eslä situada. 
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(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen'' bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem das Ver- 
mögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zu- 
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzrechtc an unbe- 
weglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche 
oder feste Vergütung für die Ausbeutung oder das Recht 
auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren 
Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder 
anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für die Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und 
für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der 
Ausübung eines freien Berufes dient. 

Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus- 
übt. übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise 
aus, so können die Gewinne des Unternehmens in dem 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstälte aus, so sind in jedem Vertrag- 
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleidien oder ähnlichen Bedin- 
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb- 
stälte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleich- 
gültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Außer in den Fällen des Artikels 5 Absatz 7 wird 
auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren 
für das Unternehmen einer Betriebstätte kein Gewinn zu- 
gerechnet. 

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so wer- 
den die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt. 


Artikel 8 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seesdiiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr können nur in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternhmens be- 
findet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Gewinne aus Beteili- 
gungen dieser Unternehmen an einem Pool oder an einer 
Betriebsgemeinschaft der Seeschiffahrt oder Luftfahrt. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord 


(2) El termino 'bien inmueble" serä definido de 
acuerdo con la ley del Estado Contratante en que la 
propiedad se encuentre. El termino incluirä en cualquier 
caso los bienes accesorios a la propiedad inmueble, gana- 
do y equipos utilizados en agricultura y silvicultura, 
derechos a los cfue se pueden aplicar las disposiciones de 
la ley general referente a bienes raices, usufructo de la 
propiedad inmueble y los derechos a pagos variables o 
fijos por la explotaciön o el derecho a explotar depösitos 
minerales, fuentes y otros recursos naturales. Los barcos 
v las aeronaves no serän considerados como bienes 
inmuebles. 

(3) Las disposiciones dcl parrafo l se aplicarän a los 
ingresos derivados del uso directo, del alquiler o del uso 
en cualquier otra forma del bien inmueble. 

(4) Las disposiciones de los pärrafos 1 y 3 se aplicarän 
tambien a las rentas de un bien inmueble de una em- 
presa y a las rentas de una propiedad inmueble usada 
para el desempeno de una profesiön liberal. 

.A. r t i c u 1 o 7 

(1) Los benefieiüs de una empresa de un Estado Contra- 
tante serän iraponibles ünicamente en ese Estado, a 
menos que la empresa lleve a cabo negocios en el otro 
Estado Contratante mediante un establecimiento perma- 
nente situado en el mismo. Si la empresa lleva a cabo 
negocios en la forma mencionada, sus beneficios podrän 
ser gravados en el otro Estado pero solo en la cantidad 
atribuible a ese establecimiento permanente. 

(2) Cuando una empresa de un Estado Contratante 
lleve a cabo negocios en el otro Estado Contratante 
mediante un establecimiento permanente ubicado en aquel, 
en cada Estado Contratante serän atribuibles a aquel es- 
tablecimicnto permanente los beneficios que hubiera 
podido obtener este establecimiento permanente si fuera 
una empresa distinta o independiente ocupada en iguales 
o similares actividades bajo condiciones iguales o simi- 
lares y hubiera sido totalmente independiente en su 
relacion con la empresa de la cual es un establecimiento 
permanente. 

(3) En la cleterminaciön de los beneficios de un esta- 
blecimiento permanente se permitiria deducir los gastos 
en que se incurra a los fines de dicho establecimiento, 
incluyendo los gastos ejecutivos y de administraeiön 
general, sea en el Estado en que el establecimiento per- 
manente este situado o en cualquier otra parte. 

(4) Ningün beneficio serä atribuido a un establecimiento 
permanente por razones de la inera compra por parte de 
ese establecimiento permanente de mercaderia o articulos 
para la empresa, con excepeiön de los casos mencionados 
en el articulo 5, pärrafo 7. 

(5) Cuando los beneficios incluyan ingresos que son 
tratados por separado en otros articulos de este Acuerdo, 
las disposiciones de esos articulos no se veran afectadas 
por las disposiciones del presente. 

Articulo 8 

(1) Los beneficios de la explotaciön de barcos o aero- 
naves en el träfico internacional serän imponibles sola- 
mente en el Estado Contratante en el que se encuentre 
ubicada la direceiön efectiva de la empresa. 

(2) Las disposiciones del pärrafo 1 serän igualmente 
aplicables a los beneficios derivados de participaciones 
en pools maritimos o aereos de cualquier naturaleza por 
tales empresas dedicadas al transporte maritime o aereo. 

(3) Si el lugar de la direceiön efectiva de una empresa 
de transporte maritimo estä a bordo de un barco, se con- 
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eines Schiffes, so gilt er als in dem Vortrags taat gelegen, 
in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Verliagstaal, in 
dem die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

(4) Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die ein deutsches 
Unternehmen im internationalen Verkehr betreibt und die 
nicht in einem argentinischen Hafen registriert sind, gel- 
ten für die Zwecke der in Argentinien erhobenen Ersatz- 
steuer für unentgeltliche Verinögensübertragungen (Im- 
puesto Sustitutivü a la Transmisiön Gratuita de Bienes) 
nicht als Teil des Vermögens, das einer in Argentinien 
gelegenen Betriebstättc dieses Unternehmens zuzu rech- 
nen ist. 

Artikel 9 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragstaates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Bezie- 
hungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, 
die von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen 
miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, 
die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen er- 
zielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 

Artikel IO 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansäs- 
sige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person zahlt, können in dem erstgenannten 
Staat besteuert werden; die Steuer darf aber 15 vom 
Hundert des Bruttobetrages der Dividenden nicht über- 
steigen. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 darf die Steuer des erst- 
genannten Vertragstaates 15 vom Hundert, nicht aber 
25 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden über- 
steigen, wenn 

a) dieser Staat die Körperschaftsteuer von ausgeschütte- 
ten Gewinnen zu einem niedrigeren Vomhundertsatz 
als von nichtausgeschütteten Gewinnen erhebt und der 
Unterschied zwischen diesen beiden Sätzen 20 Punkte 
oder mehr beträgt, und 

b) die Dividenden von einer in diesem Staat ansässigen 
Gesellschaft an eine in dem anderen Staat ansässige 
Gesellschaft gezahlt werden, der mindestens 25 vom 
Hundert der stimmberechtigten Anteile der erst- 
genannten Gesellschaft gehören. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden" bedeutet Einkünfte aus Aktien oder anderen 
Rechten — ausgenommen Forderungen — mit Gewinn- 
beteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen 
stammende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staa- 
tes, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, 
den Einkünften aus Aktien gleichgestellt sind; er umfaßt 
auch Ausschüttungen auf Anteilscheine, die von Kapital- 
anlagegesellschalten ausgegeben worden sind und in der 
Bundesrepublik auch die Einkünfte, die ein stiller Geselt- 
schafier aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter 
bezieht, 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Divi- 
denden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 


siderarä que se encuentra situada en el Estado Coritra- 
tante donde estä ubicado el puerto de origen de! barco ö, 
si no hubiera puerto de origen, el Estado Contra tante en 
el cual reside la persona que explota el barco. 

(4) Los barcos o aeronaves explotados para el träfico 
iiiternacional por uiia empresa aiemana y no registrados 
en un puerto argen! ino, no serän considerados, a los fines 
del Impuesto Sustitutivo a la Transmisiön Gratuita de 
Bienes cobiado en Argentina, como formando parte del 
Capital atribuiblc a un establecimiento permanente de tal 
emjDresa situado en .Argentina. 


A r t i c u 1 o 9 

Cuando: 

a) una empresa de un Estado Contratante participa directa 
o indirectamente en la direceiön, control o Capital de 
una empresa del otro Estado Contratante, o 

b) las mismas personas participan directa o indirecta- 
mente en la direceiön, control o Capital de una empresa 
de un Estado Contratante y de una empresa del otro 
Estado Contratante, 

\ en ambos casos se impongan o establezcan condiciones 
entre las dos empresas en sus relaciones comerciales o 
financieras C{ue difieran de aquellas que se establecerian 
entre empresas independientes, cualquier beneficio que 
una de las empresas, hubiera podido obtener, a no ser por 
esas condiciones, pero que no obtuvo en razön de esas 
condiciones, podrä ser inctuido dentro de los beneficios 
de esa empresa y gravado por ende. 


Articulo 10 

(1) Los divideiidos pagados por una compahia que es 
residente de un Estado Contratante a un residente del 
otro Estado Contratante, pueden ser gravados en el 
Estado mencionado en primer termino, pero la tasa asi 
aplicada no padrä excedei el 15 por c iento del monto 
bruto de los dividendos. 

(2) No obslante las dispusiciones del parrafo l, ei im- 
puesto del Estado Contratante mencionado en primer 
termino podrä exceder el 15 por ciento, pero no el 25 poi 
ciento del monto bruto de los dividendos, si: 

a) el impuesto a las sociedades de aquel Estado sobre 
beneficios distribuidos es menor que el Importe sobre 
beneficios no distribuidos y la diferencia entre esas 
dos tasas es de 20 o mas piintos de porcentaje, v 

b) tales dividendos son pagados por una compania que 
es un residente de ese Estado a una compania resi- 
dente en el otro Estado, y esta posea por lo menos 
el 25 por ciento de las acciones con derecho a voto de 
la compania mencionada en primer termino. 

(3) El termino "dividendos" utilizado en este articulo 
significa reditos de acciones u otros derechos — salvo 
reclamaciones de deuda.s — con participaeiön en bene- 
ficios, asi como reditos de otras participaciones en socie- 
dades que de acuerdo a la legislaciön impositiva del 
Estado del que la compania distribuidora es residente, se 
asiinilan a rentas de acciones e incluirä la distribueiön 
efectuada en certificados de Inversion y, en el caso de la 
Repüblica Federal, los reditos de un socio comanditario 
por SU participaeiön como tal. 


(4) Las disposiciones de los pärrafos 1 y 2 no se apli- 
carän si el receptor de los dividendos, siendo residente 
de uno de los Estados Contratantes, tiene en el otro 
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Dividenden zcihlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
cje 7 <ihlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört, 
ln diesem Fdil ist Artikel 7 anzuwcnden. 


(:')) Bezieht eine in ('inein V^crlragstaat ansässige Gesell- 
schaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver- 
Iragstaat, so darf dieser andere Staat weder die Dividen- 
den besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nicht ausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Divi- 
denden oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus in dem anderen Staat erzielten Gewin- 
nen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an 
eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person ge- 
zahlt werden, können in dem erstgenannten Staat be- 
steuert werden; die Steuer darf aber 20 vom Hundert des 
Bruttobetrages der Zinsen nicht übersteigen. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 sind 

a) Zinsen, die aus Argentinien stannnen und an die 
Deutsche Bundesbank oder an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gezahlt werden, \ on der argentinischen 
Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus der Bundesrepublik stammen und an 
die Zentralbank der Argentinischen Republik (Banco 
Central de la Repüblica Argenlina) gezahlt werden, 
von der deutschen Steuer befreit. 

(3) Der in diesem Artikel verw^endete Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus Öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sic durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteili- 
gung ausgestattet sind, und aus Forderungen jeder Art 
sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften aus 
Darlehen gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Zin- 
sen in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für 
die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Be- 
triebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwen- 
den. 

(5) Zinsen gellen dann als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder, eine seiner Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in 
einem Vertragstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver- 
tragstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für die die 
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte ein- 
gegangen worden und trägt die Betriebstätte die Zinsen, 
so gelten die Zinsen als aus dem Vertragstaat stammend, 
in dem die Betriebstätte liegt. 

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin- 
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie- 
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann 
der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrag- 
Staates und unter Berücksichtigung der anderen Bestim- 
mungen dieses Abkommens besteuert werden. 


Estado Contratante, del que la compahia pagadora de los 
dividendos es un residente, un establecimiento perma- 
nente y la participaeiön, en virtud de la cual los divi- 
dendos son pagados, pertenecen efectivamente a este 
establecimiento permanente. En lal raso, se aplicarän las 
disposiciones del articulo 7. 

(5) Cuando una compahia que es un residente de un 
Estado Contratante obtiene beneficios o reditos del otro 
Estado Contratante, esc otro Estado no puedc imponer 
ningün impuesto sobre los dividendos pagados por la 
compahia a personas que no sean residentes de ese otro 
Estado, o sujetar los beneficios no distribuidos de la 
compahia a un impuesto sobre beneficios no distribuidos, 
aün cuando los dividendos pagados o los beneficios no 
distribuidos sean, total o parcialmenfe, beneficios o 
iVdilos originados en ese otro Estado. 

Articulo 11 

(1) Los intereses originados en un Estado Contratante, 
y pagados a un residente del otro Estado Contratante, 
podrän ser gravados en el prirnero de los estados men- 
cionados, pero el impuesto asi cargado no excedeiä el 
20 por ciento del monto bruto de los intereses. 

(2) No obstante las disposiciones del parrafo I, 

a) los intereses originados en Argentina y que se paguen 
al Banco Federal Alemän o al Institute de Credito 
para la Reconstruceiön estarän exentos del impuesto 
argentino; 

b) los intereses originados en la Repüblica Federal y 
pagados al Banco Central de la Repüblica .Argentina 
estarän exentos del impuesto alemän. 

(3) El termino "intereses" utilizado en este articulo 
significa reditos de emprestitos de Gobiernos, bonos o 
debentures, asegurados o nö por hipotecas con o sin 
derecho a participar en los beneficios, y de deuda.s de 
cualquier clase, asi como todo otro redito asimilado a un 
redito proveniente de prestamos de dinero por la ley de 
impuestos del Estado en el que el rc?dito se origina. 

(4) La disposiciones de los pärrafos 1 y 2 no se apli- 
carän si el receptor de los intereses, siendo un residente 
de un Estado Contratante, tiene en el otro Estado Contra- 
tante en el cual los intereses se originan, un estable- 
cimiento permanente con el cual la deuda por la cual se 
paga el interes estä efectivamente relacionada, En tal 
caso, se aplicarän las disposiciones del articulo 7. 

(5) Los intereses serän considerados como originados 
en un Estado Contratante cuando el deudor es ese mismo 
Estado, un Estado Federado (Land), una subdivisiön poli- 
tica, una autoridad local o un residente de ese Estado. 
Sin embargo, cuando el deudor del interes, sea o nö resi- 
dente de un Estado Contratante, tiene un establecimiento 
permanente, y la deuda por la cual se pagan los intereses 
se ha contraido para fines del establecimiento permanente, 
y este tiene a su cargo los intereses, se considerarä que 
estos intereses provienen del Estado Contratante en el 
cual el establecimiento parmanente estä situado. 

(b) Cuando debido a una relaciön especial entre el 
deudor y el acreedor o entre ambos y alguna otra persona, 
je monto del interes pagado, con respccto a la deuda por la 
que se pagö, excede el monto que podria haber sido 
convenido entre el pagador y el receptor en ausencia de 
tal relaciön, las disposiciones de este. articulo se apli- 
carän solo al monto mencionado en üllimo termino. En 
ese caso, la parte excedente puede ser gravada de 
acuerdo a la ley de cada Estado Contratante, debiendo 
tenerse presente las otras disposiciones de este Acuerdo. 
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Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stam- 
men und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige 
Person gezahlt werden, können in dem erstgenannten 
Staat besteuert werden; die Steuer darf aber 15 vom 
Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht über- 
steigen. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die 
Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur- 
heberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissen- 
schaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer 
Filme, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Model- 
len, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für 
die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb- 
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun- 
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

{v3} Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren in 
dem anderen Vertragstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver- 
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt wer- 
den, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem 
Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertrag- 
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, 
eines seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat der Schuld- 
ner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in 
einem Vertragstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver- 
tragstaat eine Betriebstätte und gehören die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt wer- 
den, tatsächlich zu dieser Betriebstätte und trägt die Be- 
triebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz- 
gebühren als aus dem Vertrtjgstaat stammend, in dem die 
Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger odei 
zwisdien jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden 
Leist üiig, den Betrag, den Schuldnei und Gläubiger ohne 
diese Beziehung vereinbart hätten, so wird dieser Arti- 
kel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. ln diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes 
Verlragstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 


A 1 ' t i k e 1 13 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar- 
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem 
anderen Vertragstaat hat, einschließlich derartiger Ge- 
winne, die bei der Veräußerung einer solchen Betrieb- 
stätte (allein oder zusammen mit dem übrigen Unterneh- 
men) erzielt werden, können in dem Staat besteuert wer- 
den, in dem die Betriebstätte liegt. Jedoch können Ge- 
winne aus der Veräußerung des in Artikel 19 Absatz 3 
genannten beweglichen Vermögens nur in dem Vertrag- 
staat besteuert werden, in dem dieses bewegliche Ver- 
mögen nach dem angeführten Artikel besteuert werden 
kann. 


A r t i c u 1 o 12 

(1) Las regalids originadas en un Estado Contratante y 
pagadas a un residente del otro Estado Contratante 
pueden ser gravadas en el Estado citado en primer 
termino, pero el impuesto asi cargado no podrä exceder 
el 15 pov ciento del monto bruto de las regalias. 

(2) El termino "regalias" utilizado en este artieuio 
significa pagos de cualquier indole recibidos en con- 
sideraeiön del uso de, o del derecho de usar cualquier 
derecho de autor de trabajos literarios, artisticos o cienti- 
ficos, incluyendo peliculas cinematogräficas, cualquier 
patente, marca comercial, diseno o modelo, planos, pro- 
cesos o förmulas secretas, o por cl uso de, o el derecho 
de usar, equipos industriales, comerciales o cientificos, 
o por la informaeiön relativa a la experiencia industrial, 
comercial o cientifica. 

(3) Las disposiciones del pärrafo 1 no se aplicarän si 
el receptor de las regalias, siendo residente de un Estado 
Contratante, tiene en el otro Estado Contratante en el 
cual la regalia se origina, un estableciiniento permanente 
con el cual el derecho a la propiedad que da origen a las 
regalias estän efectivamente relacionadas. En tal caso, se 
aplicarän las disposiciones del articulo 7. 

(4) Las regalias serän consideradas como originadas en 
un Estado Contratante cuando el pagador es ese Estado, 
un Estado Federado (Land), una subdivision politica, una 
autoridad local o un residente de ese Estado. Sin em- 
bargo, cuando la persona pagadora de las regalias, sea 
o nö residente de un Estado Contratante, tiene en un 
establicimiento permanente y con el cual el derecho o la 
propiedad que da origen a las regalias estän efectiva- 
mente relacionados, tales regalias serän consideradas 
como originadas en el Estado Contratante en el que el 
estableci miento permanente estä situado. 

(5) Cuando debido a una icdacion especial entre el 
pagador \' el receptor o entre ambos v alguna otra per- 
sona, t'l monto de las regalias pagadas, teniendo en 
cuenta el uso, el derecho o la informaeiön por los que se 
pagö, excede el monto que podria haber sido convenido 
entre el pagador y el receptor en ausencia de tal relaciöri, 
las disposiciones de este articulo se aplicarän solamente 
al monto aludido en ültirno termino. En este caso, la 
parte excedente de los pagos serä imponible de acuerdo 
a la ley de cada Estado Contratante, debiendo tenerse 
presente las otras disposiciones de este Acuerdo. 


Articulo 13 

(1) Las ganancias provenientes de la enajenaeiön de 
bienes inmuebles, segün se definiö en el articulo 6, pä- 
rrafo 2, pueden ser gravadas en el Estado Contratante en 
que tales bienes estän situados. 

(2) Las ganancias provenientes de la enajenaeiön de 
bienes niuebles que forman parte del Capital de un esta- 
blecimiento permanente, que una empresa de un Estado 
Contratante tiene en el otro Estado Contratante, inclu- 
yendo en tales ganancias las provenientes de la enajena- 
eiön de tal estabecimiento permanente (solo o junto con 
la empresa total) pueden ser gravadas en el Estado en 
que el establecimiento permanente estä situado. Sin em- 
bargo, las ganancias de la enajenaeiön de los bienes 
inuebles a que se refiere el articulo 19, pärrafo 3, serän 
imponibles ünicamente en el Estado Contratante en que 
tales son gravables, de acuerdo a dicho articulo, 
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Artikel 14 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 15 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige natürliche Per- 
son für unselbständige oder selbständige Arbeit (ein- 
schließlich einer freiberuflichen Tätigkeit) bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. 
Wird die Tätigkeit dort ausgeübt, so können diese Ver- 
gütungen in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch 
nur insoweit, als sie auf die dort ausgeübte Tätigkeit 
entfallen. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragstaat ansäss-ige natürliche Person 
für die in dem anderen Vertragstaat ausgeübte Tätigkeit 
bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert wer- 
den, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Steuerjahres aufhält; 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine Per- 
son gezahlt werden, die nicht in dem anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getra- 
gen werden, welche die Person, die die Vergütungen 
zahlt, in dem anderen Staat hat. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf Vergütungen, 
die berufsmäßige Künstler wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- 
oder Fernsehkünstler und Musiker sowie Sportler aus 
ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätig- 
keit beziehen. 

(4) Ungeachtet der Absätze 1 bis 3 können Vergütungen 
für unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes 
oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr ausgeübt 
wird, in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

Artikel 15 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Auf- 
sichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, 
die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist, können in 
dem letztgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 16 

(1) Ungeachtet des Artikels 14 können Vergütungen, 
die die Bundesrepublik, eines ihrer Länder oder eine ihrer 
Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die 
der Bundesrepublik, einem ihrer Länder oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften erbrachten Dienste zahlt, nur dann 
in der Bundesrepublik besteuert werden, wenn der Emp- 
fänger Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ist. 

(2) Ungeachtet des Artikels 14 können Vergütungen, 
die Argentinien, eine seiner Provinzen oder eine seiner 
Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die 
Argentinien, einer seiner Provinzen oder einer ihrer Ge- 
bietskörperschaften erbrachten Dienste zahlt, nur dann in 
Argentinien besteuert werden, wenn der Empfänger 
argentinischer Staatsbürger ist. 

(3) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die im Zu- 
sammenhang mit einer kaufmännischen oder gewerblichen 
Tätigkeit eines Vertragstaates, eines seiner Länder, einer 
seiner Provinzen oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
erbracht werden, finden die Absätze 1 und 2 keine An- 
wendung. 


A r t i c u 1 ü 14 

(1) Sujeto a las disposiciones del articulo 15, la re- 
muneraeiön obtenida por una persona que es residente 
de un Estado Contratante por servicios personales (in- 
cluyendo el ejercicio de una profesiön libre) serä gra- 
vable solo en ese Estado, a menos que los servicios sean 
prestados en el otro Estado Contratante. Si los servicios 
fueran alli prestados, tales remuneraciones pueden ser 
gravadas en ese otro Estado, pero sölo la parte que sea 
atribuible q los servicios prestados en el mismo. 

(2) No obstante las previsiones del parrafo 1, la remu- 
neraeiön obtenida por una persona que es residente de 
un Estado Contratante con respecto a servicios prestados 
en el otro Estado Contratante serä imponible solamente 
en el Estado mencionado en primer termino si: 

a) el receptor estä presente en el otro Estado por un 
periodo o perfodos que no excedan en conjunto de 
183 dias en un aho fiscal, y 

b) la remuneraeiön es pagada por, o de parte de una 
persona que no es un residente del otro Estado, y 

c) la remuneraeiön no es sufragada por un estableci- 
miento permanente que la persona pagadora de la 
remuneraeiön tiene en el otro Estado. 

(3) Las disposiciones del pärrafo 2 no se aplicarän a la 
remuneraeiön obtenida por entretenedores püblicos, como 
ser, artistas de teatro, eine, radio o televisiön y müsicos, 
y por deportistas por su actividad personal como tal. 

(4) No obstante las precedentes disposiciones de este 
Articulo, la remuneraeiön con respecto a un empleo ejer- 
cido a bordo de un barco o aeronave en el träfico inter- 
nacional, puede ser gravada en el Estado Contratante en 
el cual la direceiön efectiva de la empresa estä situada. 


Articulo 15 

Los honorariüs de directores y pagos similares obteni- 
dos por un residente de un Estado Contratante, en su 
calidad de miembro del directorio de una compahia, que 
es un residente del otro Estado Conlratante, pueden ser 
gravados en este ultimo Estado. 


Articulo 16 

(1) No obstante las disposiciones del articulo 14, la 
remuneraeiön pagada por la Repüblica Federal, un Estado 
Federado (Land), una subdivisiön politica o una autoridad 
local a cualquier persona con respecto a servicios presta- 
dos a la Repüblica Federal, a un Estado Federado (Land), 
a una subdivisiön politica o a una autoridad local sölo 
puede ser gravada en la Repüblica Federal si el receptor 
es un alemän en el sentido del Articulo 116 (1) de la 
Ley Fundariiental para la Repüblica Federal de Alemania. 

(2) No obstante las disposiciones del articulo 14, la re- 
muneraeiön pagada por Argentina, una provincia, una 
subdivisiön politica o autoridad local a cualquier per- 
sona, con respecto a servicios prestados a la Argentina, 
a una provincia, a una subdivisiön politica o a una 
autoridad local, sölo puede ser gravada en la Argentina 
si el receptor es un ciudadano de Argentina. 

(3) Las disposiciones de los pärrafos 1 y 2 no se 
aplicarän si las remuneraciones son percibidas por servi- 
cios prestados en conexiön con cualquer actividad comer- 
cial o industrial llevada a cabo por un Estado Contratante, 
un Estado Federado (Land), una Provincia, una subdivisiön 
politica o una autoridad local. 
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Artikel 17 

(1) Ruhegehdller und ähnlidie Vtirgütungen, die die 
Bundesrepublik, eines ihrer Länder oder eine ihrer Ge- 
bietskörperschaften zahlt, können nur in der Bundes- 
republik besteuert werden. 

(2) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die Argen- 
tinien, eine seiner Provinzen oder eine ihrer Gebiets- 
körperschafton zahlt, können nur in Argentinien besteuert 
werden. 

(3) Ruhegehälter, Renten und andere wiederkehrende 
oder einmalige Zahlungen, die ein Vertragstaat, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften einer 
natürlichen Person als Ausgleich für einen Schaden lei- 
stet, der als Folge von Kriegshandlungen oder politischer 
Verfolgung entstanden ist, sind von der Steuer des ande- 
ren ertragstaates befreit. 


Artikel 18 

Erhält ein Student oder Lehrling, der sich in einem 
Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder zur Aus- 
bildung aufhält und der in dem anderen Vertragstaat 
ansässig ist oder unmittelbar vorher dort ansässig war, 
Zahlungen für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine 
Ausbildung, so sind diese Zahlungen von der Steuer des 
erstgenannten Vertragstaates befreit, sofern sie ihm von 
außerhalb dieses erstgenannten Vertragstaates zuifließen. 


Artikel 19 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte eines Unternehmens darstellt, kann in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich die Betrieb- 
stätte befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Ver- 
kehr sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb die- 
ser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tat.sächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


Artikel 20 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik ansässigen Person 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden von 
der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer die 
Einkünfte aus Quellen innerhalb Argentiniens sowie 
die in Argentinien gelegenen Vermögenswerte aus- 
genommen, mit denen sich die vorhergehenden Artikel 
befassen und die nach diesen Artikeln in Argentinien 
besteuert werden können. Die Bundesrepublik behält 
aber das Recht, die auf diese Weise ausgenommenen 
Einkünfte und Vermögenswerte bei der Festsetzung 
des Steuersatzes zu berücksichtigen. Auf Dividenden 
ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn sie einer in der 
Bundesrepublik ansässigen Kapitalgesellschaft von 
einer in Argentinien ansässigen Kapitalgesellschaft 
gezahlt werden, deren stimmberechtigte Anteile zu 
mindestens 2.5 vom Hundert der erstgenannten Gesell- 
schaft gehören. Von der Bemessungsgrundlage der 
deutschen Steuer werden ebenfalls Beteiligungen aus- 
genommen, deren Dividenden nach dem vorhergehen- 


A r t i c u lo 17 

(1) Las jubilaciones y retribuciones similares pagadas 
por la Repüblica Federal, un Estado Federado (Land), una 
subdivisiön politica o una autoridad local pueden ser 
gravados solamente en la Repüblica Federal. 

(2) Las jubilaciones y retribuciones similares pagadas 
por la Argentina, una Provincia o una autoridad local 
pueden ser gravadas solamente en la Argentina. 

(3) Las jubilaciones, pensiones y otros pagos repetidos 
o no repetidos que son pagados a cualquier individuo 
por un Estado Contratante, un Estado Federado (Land), o 
una autoridad local como compensaeiön de un perjuicio 
o dano sufrido como resultado de hostilidades o de per- 
secucion politica, estarän exentas de impuesto en el otro 
Estado Contratante. 


A r t i c u 1 o 18 

Si un estudiante o un aprendiz que es, o inniediata- 
mente antes fue, un residente de un Estado Contratante 
V que se enciientra en el otro Estado Contratante solo 
con propösitos de educaeiön o de perfeccionamiento, 
recibe pagos a los fines de su mantenimiento, de su 
educaeiön o de su perfeccionamiento, estara exento del 
impuesto del Estado Contratante ültimamente men- 
cionado, siempre que dichos pagos le sean hechos a el 
desde fuera de esfe Estado Contratante. 


A r t i c u 1 o 19 

(1) El Capital repiesentado por bienes inmuebles, segün 
se definiö en el Arliculo 6, pärrafo 2, puede ser gravado 
en el Estado Contratante en que tal propiedad este 
situada, 

(2) El Capital repiesentado por bienes muebles que 
forman parte del fondo de comercio de un establecimiento 
permanente de una empresa, puede ser gravado en el 
Estado Contratante en que el establecimiento permanente 
estä situado. 

(3) Los barcos v aeronaves que operan en el träfico 
internacional y los muebles pertenecientes a la explota- 
eiön de tales barcos y aeronaves, serän gravabies sola- 
mente en el Estado Contratante en el cual la direceiön 
efectiva de la empresa este situada. 

A r t i c u 1 o 20 

(l) Ei impuesto se determinarä en el caso de un 
residente de la Repüblica Federal como sigue: 

ci) a menos que se apliquen las disposiciones del sub- 
pärrafo b) siguente, se excluirä de la base sobre la 
cual se aplica el impuesto alemän, cualquier rubro de 
redito de fuente Argentina y cualquier rubro de 
Capital situado dentro de Argentina, que son tratados 
por las disposiciones de los articulos precedentes y 
que, de acuerdo con tales disposiciones, pueden ser 
gravados en la Argentina. Sin embargo, la Repüblica 
Federal retiene el derecho de computar para la de- 
terminaeiön de sus tasas de impuesto los rubros de 
reditos y de Capital asi excluidos, La primera fräse 
solo se aplicarä en el caso de dividendos cuando tales 
dividendos se paguen a una compania limitada por 
acciones (sociedad de capitales — Kapitalgesellschaft — ) 
que sea residente en la Repüblica Federal, por una 
compania limitada por acciones que es un residente 
de Argentina y de la cual, por lo menos un 25 por 
ciento de las acciones con derecho a voto sean de 
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den Satz von der Steuerbcmess.ungsgrundlage ausge- 
nommen sind oder bei Zahlung auszunehmen waren. 


b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen, die von den 
nachstehenden Einkünften erhoben wird, werden an- 
gerechnet: 

1. bei Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 3, 
mit denen sich Buchstabe a nicht befaßt, ein Betrag 
in Höhe von 15 vom Hundert des zugeflossencn 
Di videndenbe träges ; 

2. bei Zinsen im Sinne des Artikels 11 Absatz 3 ein 
Betrag in Höhe von 35 vom Hundert des Brutto- 
betrages der Zinsen. Wird jedoch der nach argenti- 
nischem Recht für Zinsen allgemein geltende argen- 
tinische Steuersatz auf einen Satz von weniger als 
35 vom Hundert gesenkt, so verringert sich der An- 
rechnungsbetrag auf den dann zu entrichtenden Be- 
trag der argentinischen Steuer; 

3. bei Lizenzgebühren im Sinne des Artikels 12 Ab- 
satz 2 die für diese Lizenzgebühren entrichtete 
argentinische Steuer. Ist jedoch die auf diese 
Lizenzgebühren entfallende argentinische Steuer für 
eine begrenzte Zeit ganz erlassen oder ermäßigt 
worden, so wird der Steuerbetrag angerechnet, der 
nach diesem Abkommen für die Lizenzgebühren 
hätte entrichtet werden müssen, wenn die Steuer 
nicht ganz erlassen oder ermäßigt worden wäre; 

4. bei den in Artikel 15 angeführten Einkünften die 
dafür entrichtete argentinische Steuer. 

(2) Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundesrepublik 
sowie in der Bundesrepublik gelegene Vermögenswerte, 
die nach diesem Abkommen in der Bundesrepublik be- 
steuert werden können, sind von der argentinischen 
Steuer befreit. 


Artikel 21 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vei Iragstaates dürfen 
in dem anderen Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung un- 
terworfen werden, die anders oder belastender sind als 
die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen die Staatsangehörigen des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bedeutet: 

1, in bezug auf die Bundesrepublik alle Deutschen im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland sowie alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und Personenvereini- 
gungen, die nach dem in der Bundesrepublik geltenden 
Recht errichtet worden sind; 

2. in bezug auf Argentinien alle argentinischen Staats- 
bürger sowie alle juristischen Personen, Personen- 
gesellschaften und Personenvereinigungen, die nach 
dem in Argentinien geltenden Recht errichtet worden 
sind. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte sie einen Vertragstaat, den in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -ver- 


propiedad de la compania primeramente mencionada. 
Igualmente se excluirä de la base sobre la cual el 
impuesto alemän es impuesto, cualquier pertenencia 
de acciones, cuyos dividendos, si son pagados, serian 
excluidos de la base imponibie de acuerdo a la fräse 
inmediata anterior. 

b) serä permitido como un credito contra el impuesto 
alemän a los reditos pagable, con rcspecto a los 
siguientes rubros: 

1. En el caso de dividendos, en el sentido del Ar- 
ticulo 10, pärrafo 3, no tratados eii el subpärrafo a) 
anterior, un importe del 15 por ciento del monto de 
los dividendos recibidos. 

2. En el caso de intereses, en el sentido del Ar- 
ticulo 11, pärrafo 3, un importe del 35 por ciento 
del monto bruto de tales intereses. Sin embargo, 
si la tasa del impuesto argentino normalmente 
pagable por intereses es reducida debajo del 
35 por ciento, el credito impositivo serä reducido al 
monto del impuesto argentino entonces pagable. 

3. Eli el caso de regalias, en el sentido del Ar- 
ticulo 12, pärrafo 2, el impuesto argentino pagado 
sobre tales regalias. Sin embargo, si el impuesto 
argentino sobre tales regalias fuera suprimido o 
reducido, por un periodo limitado de tiempo, igual- 
mente serä acreditado el monto del impuesto que, 
de acuerdo con las previsiones de este Acuerdo 
debia haberse abonado sobre tales regalias, como 
si tal supresiön o reduceiön no hubiera sido 
acordada. 

4. En el caso de reditos mencionados en el Articulo 15, 
el impuesto argentino pagado. 

(2) Los rubros de reditos de fuentes denlro de Id 
Repüblica Federal y rubros de Capital situado dentro dc' 
la Repüblica Federal que, de acuerdo con las disposi- 
ciones de este Acuerdo pueden ser gravados en la Re- 
püblica Federal, estarian exentos del impuesto argentino. 


A r t i c' u I o 21 

(1) Los nacionales de un Estado Contratanle no estarän 
sujeto.s en el otro Estado Contratante a ningiin impuesto 
o exigencia relacionados con el inisnio que fuera otro 
o mäs gravo.so que la imposieiön y requerimientos a los 
que estan o puedan estar sujetos los nacionales de ese 
otro Estado en las mismas circunstancias. 


(2) En este Articulo, el termino "nacionales" significa: 

1. con respecto a la Repüblica Federal: todos los ale- 
manes en el sentido del Articulo 116 (1) de la Ley 
Fundamental para la Repüblica Federal de Alemania 
y todas las personas juridicas, sociedades y asocia- 
ciones constituidas como tales de acuerdo con la ley 
en Vigor en la Repüblica Federal; 

2. con respecto a la Argentina: todos los ciudadanos 
argentinos y todas las personas juridicas, sociedades 
y asociaciones constituidas como tales de acuerdo con 
la ley en vigor en la Argentina. 

(3) La imposieiön a un establecimiento permanente 
que una empresa de un Estado Contratante tiene en el 
otro Estado Contratante no serä menos favorablemente 
gravada en ese otro Estado que la exigida a empresas 
de ese otro Estado que desarrollan la misma actividad. 

Esta disposieiön no serä interpretada como obligando 
a un Estado Contratante a conceder a los residentes del 
otro Estado Contratante cualquier deduceiön personal, 
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günstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personen- 
standes oder der Faniilienlasten zu gewähren, die er den 
in seinem Hoheitsgebiet ansässigen Personen gewährt, 

(4) Die Untei nehmen eines Vertragstaates, deren Kapi- 
1dl ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, einer 
in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person oder meh- 
reren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unter- 
liegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder 
einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder be- 
lastender sind als die Besteuerung und die damit zusam- 
menhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche 
Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen 
sind oder unterworfen werden können, 

(5) in diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Besteue- 
rung" Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 22 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansa.ssige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde dos Ver- 
tragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein Wendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be- 
friedigende Lösung herbeizuführen. so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit dei zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragstaates so /u regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue- 
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der \ erlragstaatcn wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweitel, die bei 
der Auslegung oder Anwendung des Abkommens ent- 
stehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen nicht 
behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrags taaten kön- 
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze und zum Zwecke des in Artikel 23 
vorgesehenen Austausches von Informationen unmittelbar 
miteinander verkehren. 

Artikel 23 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den die Informationen austauschen, die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlich .sind. Alle so ausgetausch- 
ten Informationen sind geheimzuhalten und dürfen nur 
solchen Personen oder Behörden zugänglich gemacht wer- 
den, die mit der Veranlagung oder Erhebung der unter 
das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegcm, als 
verpflichte er einen der Vertragslaaten: 

a) Verwaltungsmaßnahmen durdizuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltung.spraxis die.sc.s oder dos 
anderen Vertragstaatos ab weichen: 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vortragstaates nicht beschafft werden kön- 
nen? 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Ge- 
schäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung der öffentlichen Ordnung widerspräche. 


alivio o redueiön, a los lines de la imposicion, en base 
dl estado civil o (virgas de familia c(uo concede a sus 
piopios rosidenlos. 

(4| Las empresas de* un Estado Contratanle, cuyo 
c c»pital jjertenece ti)1d] o parc idlnieiite, directa o indirecta- 
nuMile a uno o mäs residentes cn el otro Estado Contra- 
tdiite, o bajo su conlrnl, no ('slaiäii .sujetas cn cd Estado 
Contratante ineiu ioiuido en primc'r lugar a ninguna im- 
posieiön o c'xigeiuid relaciondcla con la misma que fuere 
olra o inas gravosa f[ue la inipo.siciön \' exigencia conexas 
a Id.s (|iie otras cmipre.sa.s similares del Estado primera- 
nif'ntc mene ionadc) eslaii o puedoii estar sujetas. 


(.'5) En csle Arliciilo, cd tennino "imposicion" signiiiea 
impuestos de c iialcjiiier c lasc' y designacion. 

A r t i (■ u 1 o 22 

(1) Cuamio un residente de iin Estado Contratanle 
(c)iisidera que* las medidas de uno o de ambos Estados 
Conlratantes le rcsuildn (j puecloii resultar para el una 
imposicion eine uo concuc’rdd con este Acuerdo, podrä, 
no obstante los reeursos previstos por las leyes nacio- 
nales de dichos Estados, prescnrlar su caso a la aiitoridad 
( ompedento ded Estado Cimträlaiilc' del ciial es residente. 

(2) La dutoiiclcid cotnpcdenle se c’sforzaiä si la c^b- 
jec ion le parece justificada y si pur si misma no estä 
tm . c ondiciones de llegai a una .soluciön dpropiacla, re- 
sulver cl caso por mutuo ac lunclo con la autoridad com- 
peteiito ded otro Estado Contra! an Ic-, con vistas a evitar 
una imposicion en desacuerdo c oii cd Acuerdo. 

(3) Las autoj iclcides c (iinpelentes dc' los Estados (!onlra- 
lantes se eslorzarän cm lesolver por iniituo anierdo ciial- 
cpiier diticuUcid o diida originada en la intenprelaciön 
o aplicdcicm del Acuerdo, Igualnieiile podrän efecluar 
( onsultas enlre edlas para eliniinar la doble imposicicm 
eil casos no previstos cm este Acuerdo. 

(4) Las autoridacles (umpcdeiUes de los Estados Contra- 
laiites podrän c omuiiicarsc entre ellas directamente a 
los fines de llegar a un acuerdo de c onformidad con los 
parrafos precedentes \ para el intercambio de informa- 
ciones previstas en el ardculo 23 de e.ste Acuerdo. 

A r 1 i c: u l o 23 

(1) Las duloricldcles coinpe leides de los Estados Conlra- 
tdiites intercamtaiarän la informaeiön cpie fuera necesaria 
para la aplicaeiön de csto Acuerdo. Cualquier informaeiön 
dsi intercambiada serä tratada como secreta y no serä 
entregada a ninguna persona o autoridad fuera de las 
interesadas en la fijacicm o recaudaeiön de los impuestos 
ejue son objeto dc este Acuerdo. 

(2) En ningüii caso las disposiciones del pärrafo 1 
seran interpretadas cm lorma ted que impoiigan a uno 
de los Estados Contra lautes la obligacic'ui de: 

d) ciplirar medidas administrativas que difieian con las 
leyes o con la practica administrativ a dc' ese o del 
otro Estado Con trat ante; 

b) suministrar detalles ciue no son obtenibles bajo las 
leyes o en el curso normal de la admini.straci<'m de ese 
o del otro Estado Contratante; 

() proveer informaeiön cpie re v eie cualcpiier secreto 
comercial, de ncgocio, industria, profesiön c> proceso 
comercial, o informaeiön, cuy o clesc ubrimiento seria 
contrario al orden püblico. 
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Artikel 24 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den diplomatischen und konsularischen Be- 
diensteten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen. 

Artikel 25 

Enthalten das Recht eines der beiden Vertragstaaten 
oder völkerrechtliche Regelungen, die zwischen den 
Vertragstaaten neben diesem Abkommen gegenwärtig 
oder künftig bestehen, eine Bestimmung, die für eine in 
einem Vertragstaat ansässige Person günstiger ist als 
Regelungen dieses Abkommens, so wird diese Bestim- 
mung, soweit sie günstiger ist, von diesem Abkommen 
nicht berührt. 

Artikel 26 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Argentinischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt dann für die 
Steuern, die für das dem Jahr des Austauschs der Rati- 
fikationsurkunden folgende Kalenderjahr, sowie für die 
darauf folgenden Kalenderjahre erhoben werden. 


(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Artikel 8 für die 
Steuern, die für das Kalenderjahr 1961 und für die darauf 
folgenden Kalenderjahre erhoben werden. 

Artikel 28 

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbegrenzte Zeit in 
Kraft, jedoch kann nach Ablauf von fünf Jahren seit 
seinem Inkrafttreten jeder Vertragstaat bis einschließlich 
dreißigsten Juni jeden Kalenderjahres das Abkommen 
gegenüber dem anderen Vertragstaat auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen,- in diesem Fall ist das Ab- 
kommen erstmals nicht mehr anzuwenden auf die Steuern, 
die für das auf das Kündigungsjahr folgende Kalender- 
jahr erhoben werden. 

(2) Artikel 11 und Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b 
Nummer 2 sind nicht mehr anzuwenden auf Zinsen, die 
am oder nach dem ersten Januar gezahlt werden, der 
dem Jahr folgt, in dem die Kündigung erstmals aus- 
gesprochen werden könnte. 


GESCHEHEN zu Buenos Aires am dreizehnten Juli 
neunzehnhundertsechsundsechzig in vier Urschriften, je 
zwei in deutscher und in spanischer Spradic, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Karl Carstens 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes 

Für die Argentinische Republik 
Dr. Nicanor Costa Mendez 
Minister für Auswärtige Beziehungen und Kultus 


A r t i c u 1 o 24 

Nada en este Ecuerdo afectarä los previlegios fiscales 
de los funcionarios diplomäticos o consulares en virtud 
de las normas generales del derecho internacional o bajo 
las disposiciones de acuerdos especiales. 

A r t i c u 1 o 25 

Si la ley de uno de los Estados Contratantes u obliga- 
ciones internacionales existentes en el presente o a 
establecerse en el futuro entre los Estados Contratantes 
en adieiön a este Acuerdo, contengan una disposieiön 
que concede a un residente de uno de los Estados Contra- 
tantes a un tratamiento mäs favorable que el previsto 
por este Acuerdo, tal disposieiön no serä afectada por 
este Acuerdo hasta donde sea mäs favorable. 

A r t i c u 1 o 26 

El presente Acuerdo se aplicarä tambien al Land 
Berlin, a menos que el Gobierno de la Repüblica Federal 
de Alemania no haga una declaraciön en contrario al 
Gobierno de la Repüblica Argentina dentro de los tres 
meses siguientes a la entrada en vigor del presente 
Acuerdo. 

Articulo 27 

(1) Este Acuerdo debe ser ratificado y los instrumentos 
de ratificaeiön serän intercambiados en Bonn lo antes 
posible. 

(2) Este Acuerdo entrarä en vigor despues de pasado 
un mes desde la fecha en que los instrumentos de ratifi- 
caeiön sean intercambiados y tendrä efecto con relaciön 
a los impuestos que sean recaudados por el ano calen- 
dario siguiente al ano en que los Instrumentos de ratifi- 
caeiön son intercambiados y por los aiios calendarios 
subsecuentes. 

(3) No obstante las previsiones del pärrafo 2, las 
previsiones del articulo 8 del Acuerdo se aplicarän a 
partir del aho calendario 1961 y anos calendarios sub- 
siguientes. 

Articulo 28 

(1) Este Acuerdo continuarä en vigor indefinidamente 
pero ambos Estados Contratantes pueden en o antes del 
dia 30 de junio en cualquier aho calendario, despues de 
transcurridos cinco ahos desde la fecha de su entrada 
en vigor, dar al otro Estado Contratante a traves de la 
via diplomätica, la notificaeiön escrita de su termina- 
eiön y, en tal evento, este Acuerdo cesarä de ser efectivo 
para los impuestos que son recaudados por el aho calen- 
dario sigqiente al aho en que la denuncia es formulada. 

(2) Las previsiones de los Articulos 11 y 20, pä- 
rrafo 1, b), 2., dejarän de aplicarse a intereses pagados 
en o despues del primero de enero siguiente al aho 
en que la notificaeiön de terminaeiön se hubiese podido 
dar por primera vez. 


HECHO en Buenos Aires, el trece de julio de mil 
noveciento sesenta y seis en cuatro ejemplares, dos 
en lengua alemana y dos en lengua espahola, siendo 
cada uno de los cuatro textos igualmente autenticos. 

Por la Repüblica Argentina: 

Dr. Nicanor Costa Mendez 
Ministro de Relaciones Exteriores y Culto 

Por la Repüblica Federal de Alemania: 

Dr. Karl Carstens 

Secretario de Estado en el Ministerio Federal 
de Relaciones Exteriores 
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Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Buenos Aires, den 13. Juli 1966 

Exzellenz, 

anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Argen- 
tinischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen beehre ich mich, Ihnen im Namen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen, 
daß die beiden Vertragstaaten vereinbart haben, daß die 
nachstehend aufgeführten Vorschriften wie folgt anzu- 
wenden sind: 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a gilt für eine Betrieb- 
stätte oder für die von einer Gesellschaft ausgeschütte- 
ten Dividenden nur dann, wenn die Gewinne der 
Betriebstätte oder die Einkünfte der Gesellschaft aus- 
schließlich oder fast ausschließlich stammen: 

a) aus einer der folgenden innerhalb Argentiniens aus- 
geübten Tätigkeiten, nämlich aus der Herstellung 
oder dem Verkauf von Gütern oder Waren, aus 
Vermietung oder Verpachtung, aus Dienstleistungen 
oder aus Bank- oder Versicherungsgeschäften; oder 

b) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in Ar- 
gentinien ansässigen Gesellschaften gezahlt werden, 
deren stimmberechtigte Anteile zu mehr als 25 vom 
Hundert der erstgenannten Gesellschaft gehören 
und die ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus einer der folgenden innerhalb 
Argentiniens ausgeübten Tätigkeiten beziehen, näm- 
lich der Herstellung oder dem Verkauf von Gütern 
oder Waren, aus Vermietung oder Verpachtung, aus 
Dienstleistungen oder aus Bank- oder Versiche- 
rungsgeschäften. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so wird die 
für die Betriebstätte oder die Dividenden gezahlte ar- 
gentinische Steuer auf die dafür zu zahlende deutsche 
Steuer angerechnet. 


Ich wäre dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständnis 
mit dem Vorstehenden bestätigten; in diesem Fall sollen 
die vorliegende Note und Ihre Antwortnote als Bestand- 
teil des Abkommens gelten. 

Carstens 

Seiner Exzellenz 

Herrn Dr. Nicanor Costa Mendez 

Minister für Auswärtige Beziehungen und Kultus 

Buenos Aires 


(Übersetzung) 

Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 


Buenos Aires, 13 de julio de 1966. 

Excelencia: 

Con referencia al Acuerdo firniado hoy entre la Re- 
piiblica Federal de Alemania y la Repüblica Argentina 
para evitar la Doble Imposicion con respecto a los im- 
puestos a los reditos y al capital, lengo el honor de 
informarle por parte del Gobierno de la Repüblica Federal 
de Alemania que los dos Estados Contratantes han 
acordado que las disposiciones referidas mäs abajo, seran 
aplicadas como sigue: 

Articulo 20, pärrafo 1 (a), no se aplicarä a un estable- 
cimiento permanente o a los dividendos pagados por 
una compahia si los beneficios de tal establecimiento 
permanente o los reditos de tal compania no son obteni- 
dos exclusivamente o casi exclusivamente: 

a) de la produceiön, de la venta de mercaderias y 
mercancia, alquiler o locaeiön, prestaeiön de ser- 
vicios, o negocios bancarios o de seguro, en Argen- 
tina, o 

b) de dividendos pagados por una o mäs companias 
residentes de Argentina, de las cuales mäs del 
25 por ciento de las acciones con derecho a voto 
son de propiedad de la compahia primeramente men- 
cionada, que a su vez perciben sus reditos excliisiva- 
mente o casi exclusivamente de la produceiön, la 
venta de niercaderia o mercancia, alquiler o locaeiön, 
prestaeiön de servicios, o negocios bancarios o de 
seguro, en Argentina. 


En tal caso, el iinpuesto argentino pagado por Udes 
estableciniientos permanentes o dividendos serä acredi- 
tado contra el impuestc- alemän exigible. 


Agradeceria si Vuestra Excelencia me pudiera con- 
firmar su consentimiento con lo expuesto y que, en tal 
caso, esta Nota y su respuesta, serän consideradas como 
formando parte del Acuerdo. 

Carstens 

A Su Excelencia el senor Ministro de 
Relaciones Exteriores y Culto 
Dr. Nicanor Costa Mendez 
Buenos Aires 
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Puder Ejeculivo Narional 

Ministeriü de Relciciones EKteriures y CLdiu 


Buenos Aires, Id de julio dc' 1966. 

Exc eleiic io : 

Tengo cl honoi de eonfirinai el recibo de sri cdenta 
Notel de fedici 13 de julio de 1966 c on el texto siguiente: 

“Con l eterencia al Aruerdo firmado hoy ent re la Re- 
püblica Federal de Aleinania y la Repiiblica Argentina 
para evitar la Dohle Imposiciön con respecto a los 
impueslüs a los reditos y al (’apilal, tengo el honor de 
intormarle por parte del (lobierno de la Republica 
Federal de Aleinania que los dos Estados Contratantes 
han acordado Cjue las disposiriones refeuidas nicis abajo, 
serän aplic'adas coiikj sigue; 

Articiilo 20, panaio 1 (a), no se aplicarä a un esla- 
bleciiniento permanente o a los dividendos pagados 
por una coinpania si los beneficios de tal estableci- 
miento permanente o los reditos de lal coinpania no 
son obtenidos exclusivanieiite o ( asi exc lusi vamente : 

a) de la produccion, de hi venta dt' mercaderias y 
mercancia, alcjuiler o locaciiin, prestacion de ser- 
vicios, o negoeios banrarios o de seguro, on 
Argentina, o 

1)1 de dividendos pagado'. }.)or iiiui o inäs c oiiipcinias 
residentes de Argentina, de las ( uales inas del 
25 por ciento de las aeciones con derecho a voto 
son de propiedad de la coinpania primeramente 
mencionada, que a su vez perciben sus reditos 
exclusivamente o rasi exclusivameiite de la pro- 
duccion, la venta de mercaderia o mercancia, 
alquilcr o locacion, prestacion de servicios, o 
negoeios bancarios o de seguro, en Argentina. 


En tal casü, el impuesto argentino pagado por tales 
establecimienlos permanentes o dividendos sera acredi- 
tado contra el impuesto aleinan exigible. 


(CihersetzLing) 

Poder Ejecutivo Nacional 

Ministerio de Rclaciones Exteriores y Culto 


Buenos Aires, den 13, Juli 1966 

Exzellenz, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 13. Juli 
1966 zu bestätigen, die wie folgt lautet; 

„Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Argentinischen Republik zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen beehre ich mich, Ihnen 
im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land mitzuteilen, daß die beiden Vertragstaaten ver- 
einbart haben, daß die nachstehend aufgeführten 
Vorschriften wie folgt anzuwenden sind; 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a gilt für eine Betrieb- 
stätte oder für die von einer Gesellschaft aiisgeschütte- 
ten Dividenden nur dann, wenn die Gewinne der 
Betriebstdtte oder die Einkünfte der Gesellschaft aus- 
schließlich oder fast ausschließlich stammen: 

a) aus einer der folgenden innerhalb Argentiniens aus- 
geübten Tätigkeiten, nämlich aus der Herstellung 
oder dem Verkauf von Gütern oder Waren, aus 
Vermietung oder Verpachtung, aus Dienstleistungen 
oder aus Bank- oder Versiclierungsgeschäften; oder 

b) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in 
Argentinien ansässigen Gesellschaften gezahlt wer- 
den, deren stimmberechtigte Anteile zu mehr als 25 
vom Hundert der erstgenannten Gesellschaft gehören 
und die ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder 
fast ausschließlich aus einer der folgenden innerhalb 
Argentiniens ausgeübten Tätigkeiten beziehen, näm- 
lich der Herstellung oder dem Verkauf von Gütern 
oder Waren, aus Vermietung oder Verpachtung, aus 
Dienstleistungen oder aus Bank- oder Versiche- 
rungsgeschäften, 

Sind diese Voraussetzungen nicht ertüllt, so wird die 
für die Betriebstätte oder die Dividenden gezahlte ar- 
gentinische Steuer auf die dafür zu zahlende deutsche 
Steuer angerechnet. 


Agradeceria si Vuestra Evcclcncia me pudiera ron- 
firniar su ( onsenlimiento con Io expuestu y que, en tal 
caso, esta Nota y su respuesta, serän consideradas 
como forniando pcirte del Aciierdu, Edo.; Karl Carstens." 


Ich wäre dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständnis 
mit dem Vorstehenden bestätigten; in diesem Fall sollen 
die vorliegende Note und Ihre Antwortnote als Bestand- 
teil des Abkommens gelten. 

Karl C a r s t e 11 s " 


Tengo el honor dc cxpresai a Vuestra Excelencia on 
noinbre del Gobieino de la Repiiblica Argentina mi 
conformidad con el texto arriba expuesto; su Nota y esta 
Xüla respuesta soian consideradas como parte integrante 
de este Aeuerdo. 

Saludo a Vuestra Excelencid con nii mäs distinguida 
consideracion. 

Dr. Nicanor Costa Mendez 


Ich beehre mich, Euerer Exzellenz im Namen der Re- 
gierung der Argentinischen Republik mein Einverständ- 
nis mit dem vorstehenden Text zu bestätigen; Ihre Note 
und diese Antwortnote sollen als Bestandteile des Ab- 
kommens gelten. 

Ich begrüße Euere Exzellenz mit ausgezeichneter Hoch- 
achtung. 

Dr. Nicanor Costa Mendez 


A Su Excelencia el schor Secretario de Estado en el 
Ministerio Federal de Relaciones Exteriores de la Re- 
püblica Federal de Aleinania, 

Dr. Karl Carstens 
Buenos Aires 


Seiner Exzellenz Herrn Dr. Karl Carstens 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland 


Buenos Aires 


16 



Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Drucksache V/ 1087 


Denkschrift 


Das vorliegende Abkommen ist das erste Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwi- 
schen den beiden vertragschließenden Ländern. Sein 
Abschluß war notwendig geworden, um die ausge- 
dehnten Wirtschaftsbeziehungen zwischen beiden 
Ländern auf eine sichere Rechtsgrundlage zu stellen 
und damit ihre weitere Ausweitung zu fördern. 

Das Abkommen — gleichzeitig das erste deutsche 
Doppelbesteuerungsabkommen mit einem südame- 
rikanischen Staat überhaupt — hatte bedeutende 
Unterschiede in der Steuerstruktur beider Länder 
zu überbrücken. Es gleicht deutsche Vertrags- 
grundsätze mit der am Quellenprinzip orientierten 
argentinischen Abkommenskonzeption in einer ab- 
gewogenen Lösung aus, die den Besonderheiten 
der deutsch-argentinischen Wirtschaftsbeziehungen 
Rechnung trägt und gleichzeitig in den wesentlichen 
Fragen mit der deutschen Vertragspraxis in Ein- 
klang steht. Entsprechend der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 6. April 1960 (Druck- 
sache 1763) werden die Besteuerungsrechte des 
Quellenstaates in ihrem Umfang eingeschränkt und 
fest begrenzt. Das Abkommen folgt in zahlreichen 
Bestimmungen dem von der OECD empfohlenen 
Muster für Doppelbesteuerungsabkommen und trägt 
so zur Vereinheitlichung des internationalen Steuer- 
rechts bei. Für die Auslegung dieser Bestimmungen 
kann der Kommentar zum Musterabkommen der 
OECD herangezogen werden. Das Abkommen för- 
dert die entwicklungspolitisch erwünschten deut- 
schen Privatinvestitionen in Argentinien, indem es 
argentinische Steueranreize — die ohne das Ab- 
kommen durch die deutsche Besteuerung beseitigt 
würden — für den deutschen Investor in angemes- 
senem Rahmen aufrechterhält. 

Für Einkünfte, die aus einem der beiden Staaten 
(Quellenstaat) im anderen Staat (Wohnsitzstaat) 
ansässigen Personen zufließen, beseitigt das Ab- 
kommen die Doppelbesteuerung auf folgende Weise: 
Für gewisse Einkünfte wird die Besteuerung im 
Quellenstaat aufgehoben; diese Einkünfte dürfen 
nur noch im Wohnsitzstaat besteuert werden. Bei 
anderen Einkünften bleibt das Besteuerungsrecht 
des Quellenstaates voll oder in beschränktem Um- 
fang aufrechterhalten. In diesen Fällen wird die 
Doppelbesteuerung dadurch vermieden, daß der 
Wohnsitzstaat die Einkünfte entweder von seiner 
Steuer freistellt oder die Steuer des Quellenstaates 
auf seine eigene Steuer anrechnet. Ähnliche Be- 
stimmungen gelten für die Besteuerung des Ver- 
mögens. 

Den Verhandlungen, die im Juli 1965 in Buenos 
Aires aufgenommen und im Oktober 1965 in Bonn 
abgeschlossen wurden, lagen deutsche Vertrags- 
entwürfe zugrunde. 

Zu den einzelnen Abkommensvorschriften ist fol- 
gendes zu bemerken: 


Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt, welche Steuern unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige wichtige in dem Abkom- 
men verwendete Begriffe. Absatz 2 enthält Vor- 
schriften für die Anwendung und Auslegung des 
Abkommens. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt, unter welchen Voraus- 
setzungen eine Person im Sinne des Abkommens 
als in einem Vertragstaat ansässig gilt (Absatz 1), 
Sind diese Voraussetzungen in beiden Vertrag- 
staaten gegeben, so entscheidet bei natürlichen 
Personen eine Reihe hintereinander gestaffelter 
Merkmale, bei Gesellschaften der Ort der tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung darüber, welcher Staat als 
Wohnsitzstaat im Sinne des Abkommens gilt 
(Absätze 2 und 3). 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel dehniert — im wesentlichen in Über- 
einstimmung mit dem Musterabkommen der OECD 
— den Begriff der Betriebstätte. Er umfaßt vor allem 
feste Geschäftseinrichtungen (Absätze 1 und 2), 
nimmt jedoch gewisse, nur mit bestimmten Hilfs- 
tätigkeiten betraute Geschäftseinrichtungen zur 
Erleichterung des internationalen Wirtschaftsver- 
kehrs von der Betriebstättenbesteuerung aus (Ab- 
satz 3). Die Bestellung von Vertretern darf nach 
dem Abkommen die Betriebstättenbesteuerung nur 
noch dann auslösen, wenn der Vertreter nicht unab- 
hängig ist und außerdem nicht nur gelegentlich 
durch eine oder mehrere zum Abschluß bevoll- 
mächtigte Personen in dem betreffenden Staat Ver- 
träge abgeschlossen werden (Absätze 4 und 5). Das 
Abkommen schließt es aus, daß verflochtene Gesell- 
schaften lediglich wegen der bestehenden gesell- 
schaftsrechtlichen Bindungen als Betriebstätten 
angesehen werden (Absatz 6). Einkaufsgeschäfts- 
stellen oder -Vertreter werden aus der Betriebstät- 
tenbesteuerung herausgenommen, falls sie keine 
Erzeugnisse der Landwirtschaft oder der Viehzucht 
aufkaufen (Absatz 7). 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für 
unbewegliches Vermögen dem Beiegenheitsstaat zu. 
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Zu Artikel 7 

Nach Absatz 1 gilt für die Besteuerung der Ein- 
künfte aus gewerblichen Unternehmen — wie inter- 
national üblich — das Betriebstättenprinzip. Die 
Absätze 2 bis 4 regeln die Ermittlung des Betrieb- 
stättengewinns. Absatz 5 stellt klar, daß dadurch 
weitergehende Abkommensvorschriften, die das 
Besteuerungsrecht dem Quellenstaat zuweisen, un- 
berührt bleiben. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel stellt — internationalen Vertrags- 
grundsätzen folgend — Schiffahrt- und Luftfahrt- 
unternehmen eines Staates von der Besteuerung in 
dem anderen Staat frei (Absätze 1 bis 3). 

Absatz 4 enthält eine Sonderbestimmung für die 
argentinische Ersatzsteuer für unentgeltliche Ver- 
mögensübertragungen; diese Steuer konnte nicht in 
das Abkommen einbezogen werden, da sie den 
Charakter einer Erbschaftsteuer hat. Deutsche See- 
schiffahrt- oder Luftfahrtunternehmen unterliegen 
dieser Steuer, falls sie in Argentinien eine Betrieb- 
stätte im Sinne des argentinischen Steuerrechts 
haben. Zum Schutz dieser Unternehmen sichert das 
Abkommen, daß in diese Besteuerung ihrer argen- 
tinischen Betriebstätten Seeschiffe oder Luftfahr- 
zeuge des Unternehmens im internationalen Ver- 
kehr nicht einbezogen werden dürfen, es sei denn, 
daß sie in einem argentinischen Llafen registriert 
sind. 

Dieser Artikel ist - abweichend von den anderen 
Abkommensbestimmungen — erstmals auf das Jahr 
1961 anzuwenden (Artikel 27 Abs. 3). 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel befaßt sich mit steuerlich nicht anzii- 
erkennenden Gewinnverlageriingen zwischen ver- 
flochtenen Unternehmen. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Divi- 
denden. Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht 
für diese Einkünfte grundsätzlich dem Wohnsitz- 
staat zu (vergleiche dazu im einzelnen Artikel 20). 
Der internationalen Vertragspraxis entsprechend 
wird aber dem Quellenstaat ein auf den Satz von 
15 V. H. des Bruttobetrags begrenztes Besteuerungs- 
recht eingeräumt. Bei Gewinnausschüttungen deut- 
scher Tochtergesellschaften an ihre in Argentinien 
ansässigen Muttergesellschaften (Mindestbeteili- 
gung; 25 V. H.) kann die deutsche Kapitalertrag- 
steuer im Hinblick auf den gespaltenen Satz der 
deutschen Körperschaftsteuer zum vollen Satz von 
25 V. H. erhoben werden (Absatz 2). Die Absätze 3 
bis 5 enthalten ergänzende Bestimmungen zu dieser 
Regelung. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel weist in Absatz 1 das Besteuerungs- 
recht für Zinsen grundsätzlich dem Wohnsitzstaat 
zu (vergleiche dazu im einzelnen Artikel 20). Dem 
Quellenstaat wird aber ein auf den Satz von 20 v. H. 


des Bruttobetrags begrenztes Besteuerungsrecht 
eingeräumt. Abweichend davon sind Zinsen, die 
der Staatsbank eines Vertragstaates oder der deut- 
schen Kreditanstalt für Wiederaufbau aus dem an- 
deren Staat zufließen, völlig von der Steuer dieses 
anderen Staates freigestellt (Absatz 2). Die Absätze 
3 bis 6 enthalten ergänzende Bestimmungen zu die- 
ser Regelung, 

Die Bestimmungen dieses Artikels sind — im Hin- 
blick auf die besonderen Anrechnungsbestimmimgen 
in Artikel 20 — auf fünf Jahre befristet (vergleiche 
Artikel 28 Abs. 2). 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von 
Lizenzgebühren. Das Besteuerungsrecht für diese 
Einkünfte steht grundsätzlich dem Wohnsitzstaat 
zu (vergleiche dazu im einzelnen Artikel 20); dem 
Quellenstaat ist jedoch ein auf 15 v. H. des Brutto- 
betrags der Lizenzgebühren begrenztes Besteuerungs- 
recht eingeräumt. Die Absätze 2 und 3 enthalten 
ergänzende Bestimmungen zu dieser Regelung. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel befaßt sich mit gewissen Veräuße- 
rungsgewinnen. Er stellt fest, daß Gewinne aus der 
Veräußerung unbeweglichen Vermögens sowie von 
Betriebstättenvermögen im Belegenheit-(Quellen-) 
Staat besteuert werden können. Die Besteuerung von 
Betriebstätten der Seeschiffahrt und der Luftfahrt 
wird jedoch zum Schutz dieser Unternehmen durch 
eine Sonderregelung eingeschränkt. 

Diese Regelung schränkt die Besteuerung anderer 
Veräußerungsgewinne im Quellenstaat nicht ein. 
ln Verbindung mit Artikel 20 bewirkt sie aber, daß 
bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen die 
Gewinne aus der Veräußerung von in Argentinien 
belegenem unbeweglichem Vermögen oder von Be- 
triebstättenvermögen von der deutschen Steuer frei- 
gestellt werden; bei anderen Veräußerungsgewin- 
nen, die in Argentinien besteuert werden, wird die 
Doppelbesteuerung nach den Vorschriften des deut- 
schen innerstaatlichen Rechts vermieden (Steuer- 
anrechnung nach § 34 c EStG in Verbindung mit 
§ 68g EStDV). 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger und nichtselbständiger Arbeit. Das 
Besteuerungsrecht für sie steht dem Staat zu, in dem 
die Tätigkeit ausgeübt wird (Absatz 1). Sonder- 
regelungen gelten für kurzfristig entsandte Arbeits- 
kräfte — nicht aber für berufsmäßige Künstler und 
Sportler — sowie für die Besatzungen von Seeschif- 
fen und Luftfahrzeugen (Absätze 2 bis 4). 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für Auf- 
sichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen dem 
Staate zu, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig 
ist. 
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Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Vergütungen für 
Dienstleistungen, die aus öffentlichen Kassen ge- 
zahlt werden, im Staat der aiiszahlenden Kasse be- 
steuert werden, wenn der Empfänger die Staats- 
angehörigkeit des Kassenstaates besitzt (Absätze 1 
und 2J. Diese Regelung gilt nicht für Gehälter, die 
im Rahmen einer gewerblichen Betätigung der 
öffentlichen ffand Unfällen (yVbsatz 3). 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel weist für Ruhegehälter und ähnliche 
Vergütungen aus öffentlichen Kassen das Besteue- 
lungsrecht dem Staat der auszahlenden Kasse zu 
(Absätze 1 und 2). Diese Regelung gilt nach Ab- 
satz 3 auch für Kriegsfolgeentschädigungen und 
Entschädigungen für politische Verfolgung. 

Zu Artikel 18 

Um den internationalen Austausch von Studenten 
und Lehrlingen zu fördern, stellt dieser Artikel 
Unterhalts-, Ausbildungs- und Studiengelder der 
Austauschstudenten und Lehrlinge von der Steuer 
des Gastlandes frei, soweit diese Gelder nicht aus 
dem Gastland selbst stammen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung ge- 
wisser Vermögensteile. Er stellt fest, daß unbeweg- 
liches Vermögen und Betriebstättenvermögen im 
Belegenheitsstaat besteuert werden kann (Absätze l 
und 2). Die Besteuerung von Betriebstätten inter- 
national tätiger Seescbiffahrts- und Luftfahrtunter- 
nehinen ist jedoch zum Schutz dieser Unternehmen 
eingeschränkt (Absatz 3). 

Diese Regelung schließt nicht aus, daß ein Staat das 
übrige Vermögen von in dem anderen Staat an- 
sässigen Personen nach seinem nationalen Recht 
besteuert. In Verbindung mit Artikel 20 bewirkt sie 
aber, daß bei in der Bundesrepublik ansässigen 
Personen das in Argentinien belegene unbeweg- 
liche Vermögen und Betriebstättenvermögen aus der 
deutschen Besteuerung ausscheidet. Sollte Argen- 
tinien zukünftig eine Vermögensteuer einführen, 
so wäre eine etwaige Doppelbesteuerung bei ande- 
ren Vermögenswerten nach den Vorschriften des 
deutschen innerstaatlichen Rechts zu beseitigen 
(Steueranrechnung nach § 9 VStG). 

Zu Artikel 20 

Dieser Artikel legt fest, wie der Wohnsitzstaat die 
Doppelbesteuerung bei Einkünften und bei Ver- 
mögensteilen beseitigt, die nach dem Abkommen im 
Quellen- oder Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

A b Satz 1 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen wer- 
den die Einkünfte oder Vermögensteile, mit denen 
sich das Abkommen befaßt und die nach dem Ab- 
kommen in Argentinien besteuert werden können, 
von den deutschen Steuern freigestellt (Freistel- 


lungsmethode), ohne aber bei der Ermittlung des 
Steuersatzes für die übrigen Einkünfte auszuschei- 
den (Progressionsvorbehalt). Indem das Abkommen 
die Freistellung auch für Dividenden aus wesent- 
lichen Beteiligungen deutscher an argentinischen 
Kapitalgesellschaften (Mindestbeteiligung: 25 v. H.) 
sowie für soiche Beteiligungen selbst gewährt, 
weitet es — der deutschen Vertragspraxis ent- 
sprechend — das deutsche Schachtelprivileg über die 
Grenze aus. 

Abweichend davon bleiben die folgenden aus 
Argentinien stammenden Einkünfte der deutschen 
Besteuerung voll unterworfen, wobei aber zur Be- 
seitigung der Doppelbesteuerung die argentinische 
Steuer auf die deutsche Steuer angerechnet wird 
(Anrechnungsmethode) : 

Dividenden 

(außer solchen aus wesentlichen Beteiligungen) 

Zinsen 

Lizenzgebühren 

Aufsichts- und Verwaltungsratsvergütiingen. 

Bei der Festsetzung der Anrechnungsbeträge war 
zu berücksichtigen, daß das argentinische Steuer- 
recht in gewissen Fällen Anreize für deutsche Inve- 
stitionen in Argentinien schafft, z. B. indem es für 
ins Ausland abfließende Einkünfte gezielte Steuer- 
befreiungen gewährt. Die deutsche Besteuerung 
würde solche Anreize beseitigen, wenn auf die volle 
deutsche Steuer von diesen Einkünften nur die tat- 
sächlich gezahlte argentinische Steuer (also z. B. die 
durch die argentinischen Steuervergünstigungen ge- 
minderte Steuer) angerechnet würde. Das Abkom- 
men beschränkt in gewissen Fällen diese die 
steuerlichen Anreize beseitigenden Auswirkungen 
der Anrechnungsmethode, um damit die Anlage 
deutschen Kapitals in Argentinien auch steuerlich 
zu fördern. Im einzelnen ist dazu folgendes zu be- 
merken: 

a) Bei Dividenden war zu berücksichtigen, daß 
argentinische Körperschaften neben einer Körper- 
schaftsteuer vom Gesamtgewinn (Satz: 33 v. H.) 
eine Sondersteuer zum Satz von 8 v. H. vom aus- 
geschütteten Gewinn zu zahlen haben. Eine vom 
Aktionär erhobene Steuer haben die ins Ausland 
abfließenden Dividenden nicht zu tragen. 

Die Sondersteuer wird formal von der Körper- 
schaft erhoben, soll aber sachlich den Aktionär 
treffen, d. h. an Stelle der fehlenden Quellen- 
steuer zu Lasten des Aktionärs treten. Die Ab- 
kommensregelung, die eine Anrechnung zuläßt, 
soll verhindern, daß diese Besonderheit des 
argentinischen Steuersystems zu Lasten des deut- 
schen Aktionärs geht. Es berücksichtigt darüber 
hinaus, daß Argentinien auch durch die Sonder- 
steuer das ihm nach dem Abkommen einge- 
räumte Besteuerungsrecht (Höchstsatz: 15 v. H.) 
nicht voll ausschöpft. 

Das Abkommen hält die günstigen Auswirkun- 
gen dieses Verzichts für den deutschen Investor 
aufrecht, indem es zuläßt, daß auf die deutsche 
Steuer nicht der der Sondersteuer entsprechende 
Betrag, sondern der volle Betrag von 15 v. H. 
der zugeflossenen Dividende angerechnet wird. 
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bj Bei der Besteuerung der Zinsen war davon aus- 
zugehen, daß Argentinien seine nach innerstaat- 
lichem Recht zum Normalsatz von 35 v. H. er- 
hobene Abziigsteuer von diesen Einkünften in 
dem Abkommen auf 20 v. H. gesenkt hat (ver- 
gleiche Artikel 11). Dem deutschen Investor 
sollten Steuerbefreiungen erhalten bleiben, durch 
die Argentinien seine Steuer unter diesen Ab- 
kommenshöchstsatz von 20 V. H. absenkt. Argen- 
tinien wünschte, solchen Förderiingsmaßnahmen 
auch die im Abkommen vorgesehene Senkung 
seiner Steuer von 35 auf 20 v. H. gleichzustellen, 
da Argentinien zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
dieser Absenkung seiner Quellensteuer um 
15 V. H. nur zustimmen konnte, weil es in ihr 
einen Anreiz für deutsche Investoren sieht. Das 
Abkommen trägt diesem Wunsch Rechnung, 
konnte dies aber nur für eine begrenzte Frist 
tun, da die deutsche Vertragspraxis grundsätzlich 
nur zeitlich begrenzte Steuervergünstigungen zur 
Investitionsförderung für den deutschen Investor 
aufrechterhält. Es sieht deshalb vor, daß auf die 
deutsche Steuer 35 v, H. des Bruttobetrags der 
Zinsen anzurechnen sind, begrenzt aber die Zins- 
regelung auf 5 Jahre (vergleiche Artikel 28 Ab- 
satz 2). Der Anrechnungsbetrag mindert sich, so- 
weit Argentinien innerhalb dieser Frist den Satz 
seiner Normalsteuer für Zinsen absenkt. 

Ci Um Investitionen in der Form von Lizenzerteilun- 
gen und Überlassung von know-how zu fördern, 
gewährt Argentinien ausländischen Lizenzgebern 
gezielte, zeitlich begrenzte Steuervergünstigun- 
gen, die die argentinische Steuer noch unter den 
im Abkommen vorgesehenen Satz von 15 v. H. 
absenken, Das Abkommen erhält derartige 
Steueranreize — soweit sie die argentinische 
Steuer unter den im Abkommen vorgesehenen 
Satz von 15 v. H. senken — aufrecht, indem es 
die Anrechnung derjenigen Steuer zuläßt, die 
Argentinien nach dem Abkommen hätte erheben 
können, tatsächlich aber nicht erhoben hat. 

Um ungerechtfertigte Steuervorteile durch inter- 
nationale Einkommensverlagerungen auszu- 
schließen, bestimmt der Briefwechsel zu dem 
Abkommen, daß die in dem Abkommen vorge- 
sehene Freistellung von Einkünften deutscher 
Unternehmen aus argentinischen Betriebstätten 
sowie aus wesentlichen Beteiligungen an argen- 
tinischen Gesellschaften nur dann zu gewähren 
ist, wenn die Betriebstätte oder die argentinische 
Tochtergesellschaft in Argentinien eine echte 
Geschäftstätigkeit ausübt. 

Absatz 2 

Bei in Argentinien ansässigen Personen werden Ein- 
künfte, die nach dem Abkommen in der Bundes- 
republik besteuert werden können, von der argen- 
tinischen Steuer freigestellt. 


Zu Artikel 21 

Dieser Artikel untersagt steuerliche Diskriminierun- 
gen auf Grund der Staatsangehörigkeit (Absätze 1 
und 2). Die Absätze 3 und 4 enthalten Vorschriften 
über die Besteuerung von Betriebstätten und Kapi- 
talbeteiligungen an gewerblichen Unternehmen. Der 
.Artikel gilt nach Absatz 5 für Steuern jeder Art, 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel eröffnet den Steuerpflichtigen das 
Verständigungsverfahren um eine dem Abkommen 
widersprechende Besteuerung zu beseitigen (Ab- 
sätze 1 und 2). Es sieht ferner vor, daß die zustän- 
digen Behörden sich im Konsultationsverfahren 
über Schwierigkeiten oder Zweifel bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens verstän- 
digen (Absatz 3). Die zuständigen Behörden beider 
Vertragstaaten können für diese Zwecke und für 
den Informationsaustausch nach Artikel 23 unmittel- 
bar miteinander verkehren (Absatz 4). 

Zu. Artikel 23 

Dieser Artikel ermöglicht den Austausch von Infor- 
mationen, die zur Durchführung des Abkommens 
erforderlich sind, 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen die 
steuerlichen Vorrechte der diplomatischen und 
konsularischen Bediensteten nicht berührt. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel stellt klar, daß weitergehende Ver- 
günstigungen in völkerrechtlichen Verträgen oder 
im innerstaatlichen Recht eines der Vertragstaaten 
durch das Abkommen nicht berührt werden. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel enthält die Vorschrift über die Rati- 
fikation, das Inkrafttreten und die erstmalige An- 
wendung des Abkommens. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über eine 
eventuelle Kündigung des Abkommens. Absatz 2 
beschränkt außerdem die Zinsregelung des Abkom- 
mens auf 5 Jahre. Die Bundesregierung wird recht- 
zeitig vor Ablauf dieser Frist Verhandlungen mit 
dem Ziel einleiten, für die spätere Zeit in einem 
zusätzlichen, ratifizierungsbedürftigen Abkommen 
die notwendigen Bestimmungen zu treffen, die die 
in dem vorliegenden Abkommen getroffene Rege- 
lung ersetzen. 
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